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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat ein Postulat Dobler (fdp, SG) für eine
Änderung der Testamentsregelung im ZGB stillschweigend an. Der Bundesrat wird
damit beauftragt zu prüfen, wie einerseits eine digitale Verfügungsform ermöglicht
werden und andererseits die Diskriminierung bestimmter Bevölkerungsgruppen
bezüglich der Erstellung eines Testaments vermieden werden könnte. Die Gültigkeit
eines Testaments unterliege nach aktueller Gesetzgebung Formvorschriften: Um
unüberlegtes Handeln zu verhindern, müsse es entweder handschriftlich erstellt oder
öffentlich beurkundet werden, so der Postulant. Da Ersteres für Personengruppen mit
körperlichen Einschränkungen ein unmögliches Unterfangen darstelle, bleibe für sie nur
die nicht kostenlose Variante der öffentlichen Beurkundung übrig. Die Notwendigkeit
einer digitalen Verfügungsform begründete der Postulant mit der fortschreitenden
Digitalisierung. Er schlug die Ermöglichung eines audiovisuellen Testaments vor; mit
konkreten Vorschriften zur Wahrung des Schutzniveaus auf der Ebene der
handschriftlichen Niederschrift schaffe diese Form eine überzeugende
Beweisgrundlage. 1

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le conseiller national Baptiste Hurni (ps, NE) demande un rapport concernant l'accès
au service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes
souffrant d'un handicap ou d'une atteinte à la santé. Le Conseil fédéral propose
d'accepter le postulat, lequel est adopté sans discussion par le Conseil national. Selon
l'auteur, quand bien même la stratégie favorisant l'accès des personnes avec handicap
ou atteintes dans leur santé à certaines fonctions et la possibilité d'effectuer une
demande de réexamen en cas d'inaptitude, une bonne partie de cette catégorie de la
population est déclarée inapte et n'est pas exemptée de la taxe militaire. Il souhaite
également savoir pourquoi ces personnes ne pourraient pas être affectées au service
civil. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Le Conseil national a transmis le postulat Weber (prd, SZ) demandant au gouvernement
de procéder aux modifications législatives nécessaires pour favoriser le financement
des équipements en faveur des personnes handicapées dans les transports publics. 3

POSTULAT
DATUM: 21.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Mittels Postulat forderte Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS) den Bundesrat dazu auf,
über die Zugänglichkeit für Menschen mit einer Behinderung zum öffentlichen
Verkehr Bericht zu erstatten. Reynard erläuterte, dass gemäss BehiG der gesamte
öffentliche Verkehr inklusive Bahnhöfen und Haltestellen bis spätestens 2023
behindertengerecht ausgestattet sein müssen. Dieses Ziel werde aber nicht erreicht
werden. Dementsprechend solle zumindest ein Zeitplan erstellt werden, bis wann die
Mängel bei der Zugänglichkeit behoben würden.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulat; dieses wurde in der Herbstsession
2020 stillschweigend angenommen. 4

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Le postulat sur l’environnement de travail inclusif à l’ère de la numérisation déposé
par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG) demandait que le Conseil fédéral examine les
opportunités et risques liés à la numérisation et à l’automatisation concernant
l’inclusion professionnelle des personnes en situation de handicap. Il demandait, de
plus, que le Conseil fédéral envisage les mesures à prendre afin d’exploiter les
opportunités et de réduire les risques à ce sujet. Ce dernier recommande le rejet du
postulat. Il est d'avis qu'il  n’est pas opportun d’élaborer un rapport actuellement, étant
donné que des projets et conférences se pencheront sur cette problématique en 2017.
Il y aura notamment la Conférence nationale en faveur de l’intégration des personnes
en situation de handicap sur le marché du travail qui vise l’élaboration d’un plan
directeur afin d’améliorer leur réinsertion. De plus, le Conseil fédéral va présenter un
rapport sur le marché du travail en réponse au postulat de Mathias Reynard (ps, VS)
"Automatisation. Risques et opportunités" (15.3854), en plus de sa Stratégie «Suisse
numérique». Lors de la session de printemps 2017, le Conseil des Etats a adopté le
postulat avec 33 voix contre 8. 5

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Zusammen mit einer Motion Graf (gp, BL; Mo. 22.3246) befasste sich der Ständerat in
der Sommersession 2023 mit einem Postulat seiner SGK, das den Bundesrat damit
betrauen wollte, eine mögliche Ausgestaltung der Rechtsgrundlagen für Triage-
Entscheidungen in Spitälern bei Ressourcenknappheit darzulegen. Ein Augenmerk solle
in diesem Zusammenhang insbesondere auf den Diskriminierungsschutz von Menschen
mit einer Behinderung gelegt werden. Als Kommissionssprecher erklärte Erich Ettlin
(mitte, OW) im Rat, dass im Rahmen der Vorprüfung der Motion Graf festgestellt
worden sei, dass man anstatt einer rechtlichen Grundlage – wie dies beim Anliegen der
Baselbieterin der Fall gewesen wäre – lieber ein Postulat in Auftrag geben möchte. Die
daraus folgende Arbeit des Bundesrates könne sodann «eine Diskussionsbasis»
darstellen, um sich mit den «sehr schwierigen Fragen» der Triage auseinanderzusetzen.
Gesundheitsminister Berset ging mit dem Kommissionssprecher zwar einig, dass es
Diskriminierung zu vermeiden gelte und der Zugang zu medizinischer Versorgung für
alle Menschen gewährleistet sein soll. Allerdings bedürfe es dafür nicht der Regelung
auf Bundesebene, denn auf dieser existierten bereits Ethikrichtlinien, mit denen
Diskriminierung unterbunden werde. Vielmehr müssten die Kantone, bei denen die
Verantwortung für die Gesundheitsversorgung liege, Massnahmen treffen. Daher
empfehle die Landesregierung das Postulat zur Ablehnung. Der Gesundheitsminister
blieb mit seinem Appell jedoch erfolgslos. Mit 36 zu 1 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
stimmte der Ständerat für den Vorstoss seiner SGK. Maya Graf zog in der Folge ihre
Motion zurück. 6

POSTULAT
DATUM: 30.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Der Ständerat überwies ein Postulat Miville (sp, BS), welches die Regierung einlädt zu
prüfen, wie die Betriebsbeiträge der Invalidenversicherung an anerkannte
Institutionen für Behinderte differenzierter ausgerichtet werden könnten. 7

POSTULAT
DATUM: 19.06.1991
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies mit einer grossen Mehrheit ein Postulat Lohr (cvp, TG) zum
Thema der Berufsbildung für junge IV-Beziehende. Im Jahr 2011 hatte das BSV mit
einem Rundschreiben die Praxis bei den IV-Anlehren nach Insos verändert. Seither
dauern die entsprechenden Ausbildungen grundsätzlich nur noch ein Jahr statt zwei
Jahren. Die Gutsprache für ein zweites Jahr wird nur unter der Voraussetzung erteilt,
dass für die Zukunft gute Aussichten auf eine Erwerbstätigkeit bestehen. Der Postulant
führte Zweifel über die Rechtmässigkeit dieses Vorgehens an; der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, eine unabhängige rechtliche Begutachtung zum Sachverhalt

POSTULAT
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI
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vorzulegen. 8

Gabriela Suter (sp, AG) störte sich an den veralteten Codizes bei der Klassifikation von
IV-Gebrechen aus den sechziger Jahren und verlangte deren Ersetzung durch eine
neue, international anerkannte Codierung (ICD-Codes). Aufgrund der alten Codierung
seien keine verlässlichen Aussagen über die Diagnosen, ihre historischen Entwicklungen
und ihre Anteile an allen Gebrechen möglich, wodurch zum Beispiel auch die
Eingliederungsmassnahmen nicht evaluiert werden könnten. In der Herbstsession 2020
nahm der Nationalrat das Postulat stillschweigend an, nachdem sich auch der
Bundesrat für eine Annahme ausgesprochen hatte. 9

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Die Vorteile einer Langzeitnachbetreuung – also einer Betreuung durch körperliche
Aktivitäten für Menschen mit Querschnittslähmung – sowie eine Aufstellung ihrer
Kosten im Falle einer Übernahme durch die Sozialversicherungen sollten mit einem
Postulat von Philippe Nantermod (fdp, VS) untersucht werden. Heute müssten
querschnittsgelähmte Menschen regelmässig die schweren Folgen ihrer Behinderung,
die aufgrund eines Mangels an körperlicher Bewegung entstünden, behandeln lassen.
Durch den sogenannten Spralt-Ansatz werde hingegen der gesamte Körper inklusive der
gelähmten Gliedmassen aktiviert, was die Lebensqualität der Betroffenen verbessere
und zusätzliche Spitalaufenthalte verhindere, erklärte Nantermod. Da die OKP oder die
Unfallversicherung Therapien zum Erhalt der körperlichen Funktionen bereits
übernehme, erklärte sich der Bundesrat bereit, die entsprechende Einordnung und
Finanzierungsvoraussetzungen zu untersuchen. Mit der Evaluation der Vor- und
Nachteile sowie der Kostenfolgen müssten interessierte Kreise jedoch die OKP und die
Unfallversicherung beauftragen, erklärte der Bundesrat. Damit zeigte sich der
Nationalrat einverstanden und nahm das Postulat in der Sommersession 2019
stillschweigend an. 10

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Mehr als zwei Jahren nach dessen Einreichung stimmte der Nationalrat in der
Herbstsession 2022 über ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) zur Anerkennung der
Systemrelevanz sozialer Einrichtungen in Pandemien ab. Der geforderte Bericht sollte
besonders die Rolle sozialer Einrichtungen in der Covid-19-Pandemie näher beleuchten
und aufzeigen, welche Auswirkungen die Einschränkungen während der Pandemie im
Bereich des Kinderschutzes und bei der Betreuung von Menschen mit Behinderung
hatte. Die Postulantin begründete ihre Forderung damit, dass besonders Alters- und
Pflegeheime in der Pandemie im Fokus geständen hätten, während die Forderungen
der Bewohnerinnen und Bewohner anderer sozialer Einrichtungen von den Behörden
vernachlässigt worden seien. So gelte es aufzuzeigen, inwiefern in Zukunft in ähnlichen
Situationen insbesondere den Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen sowie von
Menschen mit Behinderung in sozialen Einrichtungen Rechnung getragen werden
könne. 
Während der Bundesrat die spezifischen Herausforderungen und Belastungen während
der Covid-19-Pandemie für die Bewohnerinnen und Bewohner und für das Personal
sozialer Einrichtungen anerkannte, verwies er darauf, dass die Aufarbeitung der
Massnahmen in sozialen Institutionen durch die Erfüllung zweier Postulate (Po. 20.3721;
Po. 20.3724) bereits in vollem Gange sei. Des Weiteren habe das BAG im Juli 2021 eine
Analyse der Situation der Bewohnenden sozialer Institutionen veröffentlicht. So
brauche es aus Sicht des Bundesrats keinen weiteren Bericht, da aufgeworfene Fragen
der Postulantin im Rahmen dieser Abklärungen adressiert werden könnten. Im
Nationalrat unterstützten die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und
Mitte den Vorstoss, welcher jedoch knapp mit 94 zu 93 Stimmen abgelehnt wurde. 11

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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Menschen mit Behinderungen

Der Nationalrat verabschiedete diskussionslos ein Postulat Ruf (sd, BE), welches den
Bundesrat ersucht, die Gesetze und Verordnungen des Bundes zu überprüfen und - wo
erforderlich - Vorschläge für Ergänzungen oder Änderungen ausarbeiten zu lassen mit
dem Ziel, eine umfassende Eingliederung behinderter Menschen zu fördern. 12

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat seiner SGK, das den Bundesrat auffordert, die
gesetzgeberische Umsetzung von Anreizmodellen zur wirksamen beruflichen
Eingliederung Behinderter in die Arbeitswelt im Rahmen der 4. IV-Revision vorrangig
zu prüfen. 13

POSTULAT
DATUM: 04.03.1999
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Widmer (sp, LU), welches den Bundesrat ersucht
zu prüfen, mit welchen Massnahmen die Zusammenarbeit zwischen der IV und den
regionalen Arbeitsvermittlungsstellen bei der Eingliederung der Behinderten in den
Arbeitsprozess verbessert werden kann. 14

POSTULAT
DATUM: 23.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat Bruderer (sp, AG) an, welches das Ratsbüro
beauftragt, das Parlamentsgebäude so umzurüsten, dass Menschen mit Behinderung -
so weit möglich ohne Hilfe - auf die Tribünen gelangen und der Ratsdebatte folgen
können. 15

POSTULAT
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat überwies ein Postulat Ory (sp, NE), das vom Bundesrat finanzielle Anreize
verlangt, damit Unternehmen, insbesondere KMU, behinderte Personen
weiterbeschäftigen. 16

POSTULAT
DATUM: 27.09.2005
MAGDALENA BERNATH

In einem mit seiner Zustimmung überwiesenen Postulat Suter (fdp, BE) wurde der
Bundesrat eingeladen, in einem Bericht aufzuzeigen, welche bundesrechtlichen und
ausgewählten kantonalen Bestimmungen die Integration, Chancengleichheit und
Selbstbestimmung behinderter Personen fördern oder erleichtern und welche sie
erschweren. In ihrer Stellungnahme erklärte die Regierung, für 2009 sei ein Bericht
über die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes vorgesehen. Ebenfalls auf
offene Ohren stiess ein Postulat Bruderer (sp, AG) (Po. 07.3514), das den Bundesrat
einlud, in einem Bericht die Handlungsfelder aufzuzeigen, in welchen die
Voraussetzungen für die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen
verbessert werden können. Auch hier verwies der Bundesrat auf den erwähnten
Bericht. 17

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Souhaitant clarifier la situation des personnes qui prennent soin d’un proche, la
commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national a déposé
un postulat chargeant le Conseil fédéral d’effectuer un rapport. Le gouvernement devra
notamment évaluer le soutien financier accordé à ces proches, les éventuelles lacunes
en la matière, la possibilité d’instaurer de nouvelles mesures et enfin les frais que ces
nouvelles mesures représenteraient. La demande de la commission a été appuyée par
le Conseil national lors de sa session d’été. 18

POSTULAT
DATUM: 13.06.2013
EMILIA PASQUIER

C’est par le biais d’un postulat que la députée Ingold (pev, ZH) a chargé le Conseil
fédéral d’établir un rapport sur les mesures pour améliorer la réintégration sur le
marché du travail des personnes souffrant de troubles psychiques et bénéficiant
d’une rente AI. Lancé lors de la session de printemps 2014, le postulat a été accepté par
le Conseil national en juin, suivant l’avis favorable du Conseil fédéral. 19

POSTULAT
DATUM: 20.03.2014
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national a adopté en mars 2014 une motion du député Lohr (pdc, TG)
exigeant la mise en place d’une politique du handicap cohérente, basée sur la
législation concernant l’égalité pour les handicapés et la Convention de l’ONU relative
aux droits des personnes handicapées. Le rapport du Conseil fédéral devrait alors
exposer les moyens existants pour le développement et la mise en œuvre d’une telle
politique. 20

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Selon la conseillère aux Etats Pascale Bruderer Wyss (ps, AG), la Confédération a encore
beaucoup à faire en matière d'intégration des personnes handicapées sur le marché du
travail. Lors de la défense de son postulat, elle a souligné que l'embellie financière
connue dernièrement par l'AI provenait principalement d'un durcissement de l'accès
aux rentes. C'est pour cette raison qu'elle appelle le Conseil fédéral à examiner la
possibilité d'une conférence nationale en faveur de l'insertion sur le marché du travail
des personnes handicapées, à l'instar de la conférence sur les places d'apprentissage
mise en place il y a quelques années par la Confédération, alors en pleine pénurie de
places d'apprentissage. L'intégration sur le marché du travail est, selon la socialiste,
une mesure phare non seulement pour l'intégration sociale et économique des
personnes handicapées, mais aussi en regard de la pénurie de main d’œuvre qualifiée.
Le postulat a été accepté à l'unanimité par la chambre haute, après avoir été adoubé
par le Conseil fédéral, dont les grandes lignes de la réforme de l'assurance-invalidité
comprennent l'encouragement de l'intégration professionnelle. 21

POSTULAT
DATUM: 19.03.2015
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a accepté à l'unanimité, en novembre 2017, un postulat de la CSSS-
E. Le Conseil fédéral se doit maintenant d'établir un rapport sur les mesures qui
permettraient de lever les obstacles en matière de construction, de technique, de
langue et de communication qui empêchent une plus large participation politique des
personnes handicapées. 22

POSTULAT
DATUM: 29.11.2017
SOPHIE GUIGNARD

In der Herbstsession 2019 schrieb der Nationalrat das Postulat der SGK-NR bezüglich
Betreuungszulagen und Entlastungsmöglichkeiten für pflegende Angehörige im
Rahmen der Beratung der Gesetzesrevision zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Erwerbsarbeit und Angehörigenbetreuung stillschweigend ab. 23

POSTULAT
DATUM: 23.09.2019
CATALINA SCHMID

Die im Juni 2019 eingereichten gleichlautenden Postulate Lohr (cvp, TG) (19.3670),
Romano (cvp, TI) (19.3672), Reynard (sp, VS) (19.3684) und Rytz (gp, BE) (19.3668)
forderten vom Bundesrat einen Bericht über die Möglichkeiten der rechtlichen
Anerkennung der Schweizer Gebärdensprachen und eine Überprüfung, ob eine
Anerkennung der Gebärdensprachen – insgesamt gibt es drei solche Sprachen in der
Schweiz – als «Teillandessprache[n] oder Kultur- bzw. Sprachminderheit[en]» möglich
sei, damit die Gehörlosenkultur gezielter geschützt werden könnte. Zusätzlich sollen
konkrete Massnahmen im Sinne des Aktionsplans der BRK der UNO erstellt werden, «um
die vollständige inklusive und barrierefreie Teilhabe von Gehörlosen und
Hörbehinderten zu erreichen». Im Bericht sollte der Bundesrat folgenden Punkten
nachgehen: Wo die  Schweiz im internationalen Vergleich stehe, wo «Schwächen und
Verbesserungsmöglichkeiten im Bericht Behindertenpolitik» vorhanden seien und wie
Bund und Kantone garantieren können, «dass Gebärdensprache für gehörlose Kinder
und deren Angehörige in der Frühförderung» angeboten werde. Ferner forderte das
Quartett den Bundesrat auf, abzuklären, ob Gehörlose am Arbeitsmarkt
gleichberechtigt teilnehmen können und ob die Gesundheitsversorgung für Gehörlose
barrierefrei zugänglich sei. Rytz, Lohr, Romano und Reynard begründeten Ihre Postulate
damit, dass im Land insgesamt 10'000 Gehörlose und eine Mio. Hörbehinderte leben.
Die letzten Entwicklungen in puncto Integration von Gehörlosen seien zwar positiv
(politische Teilhabe, öffentliches Fernsehen), doch seien noch immer dreimal mehr
Gehörlose von Arbeitslosigkeit betroffen und «aufgrund Kommunikationsbarrieren
unverhältnismässig benachteiligt».
Im August empfahl der Bundesrat die Postulate zur Annahme, der Nationalrat folgte
dieser Empfehlung im September diskussionslos. 24

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Im Oktober 2019 forderte die SGK-SR den Bundesrat mit dem Postulat «Menschen mit
Behinderung. Zugang zu modernen Hilfsmitteln sicherstellen» auf, zu überprüfen,
welche Anpassungen notwendig wären, damit die von der Invaliden- und
Unfallversicherung abgegebenen Hilfsmittel dem technologischen Fortschritt
entsprechen würden. Ebenso sollte dabei die «Einführung eines
Preissetzungsverfahrens für Hilfsmittel (analog der Spezialitätenliste für Medikamente
des BAG)» geprüft werden. Die Kommission begründete ihr Postulat damit, dass die
rasante technologische Entwicklung für Menschen mit Behinderung grosses Potenzial
berge, deren Inklusion und Selbstbestimmung in der Gesellschaft voranzutreiben.
Dadurch, dass «laufend technische Innovationen auf den Markt kommen», entstehe
aber Unsicherheit zwischen den Invalidenversicherungen und den Versicherten: Einige
Innovationen seien für die Selbstständigkeit von Menschen mit Behinderung von
grossem Nutzen, doch stellten die damit verbundenen Preise nicht selten eine grosse
Herausforderung dar für die Versicherungen, gerade auch weil Neuheiten nicht immer
den versprochenen Effekt erzielen können. Damit der Zugang zu neuen technischen
Hilfsmitteln und damit weiterhin die Möglichkeit eines selbstbestimmten Lebens
gewährt bleibe, solle ein System geprüft werden – analog zu jenem für Medikamente –,
bei dem die Preise nach dem Mehrwert für die Versicherten festgesetzt werden. Die
Kommission reagierte damit auf die beiden sehr ähnlichen, bereits 2016 eingereichten
Motionen Glättli (gp, ZH) und Golay (mcg, GE) (Mo. 16.3880 und Mo. 16.3881), an deren
«Mehrdeutigkeit» sie sich aber störte. Mit ihrem Postulat formulierte die SGK-SR den
Schwerpunkt dieser beiden Anliegen um und legte diesen stärker auf den die Hilfsmittel
betreffenden technologischen Fortschritt und damit verbunden auf die Schaffung eines
mehrwertorientierten Preissystems für Versicherungen.
Im November empfahl der Bundesrat das Postulat zur Annahme. In der
Ständeratssitzung vom 4. Dezember fügte Gesundheitsminister Berset hinzu, die
Überprüfung des Preis-Leistungs-Verhältnisses im Gesundheitswesen sei von
generellem Interesse, nicht nur im vorliegenden Fall. Der Ständerat folgte seiner
Kommission sowie den Empfehlungen des Bundesrates und nahm das Postulat
stillschweigend an. 25

POSTULAT
DATUM: 04.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit à l'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post première
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxième vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention. 26

POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

In der Herbstsession 2020 überwies der Nationalrat ein Postulat Roth (sp, SO), das den
Bundesrat dazu aufforderte, einen Bericht über Gewalt an Menschen mit
Behinderungen in der Schweiz zu erstellen. Die Postulantin berief sich dabei auf
Studien aus umliegenden Ländern, die ergeben hätten, dass Menschen mit
Behinderungen überdurchschnittlich häufig Opfer von (sexueller) Gewalt würden.
Zudem sei die Schweiz aufgrund internationaler Verpflichtungen – namentlich durch
die Ratifikation der UNO-Kinderrechtskonvention sowie im Rahmen der CEDAW –
mehrfach aufgefordert worden, entsprechende Daten zu sammeln und Personen mit
Behinderungen besser vor Gewalt zu schützen. Nachdem der Bundesrat die Annahme
des Postulats beantragt hatte, nahm der Nationalrat den Vorstoss stillschweigend an. 27

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
MARLÈNE GERBER

Le Conseil des États a accepté, en décembre 2020, un postulat Graf (verts, BL) qui
demandait au Conseil fédéral d'examiner l'opportunité d'intégrer les organisations et
fournisseurs de service pour les personnes en situation de handicap aux états-majors
nationaux et cantonaux de prévention et gestion des pandémies. Le texte, qui
prévoyait notamment le maintien des offres et l'élaboration commune de plans de
protection, a été approuvé sans débat. 28

POSTULAT
DATUM: 15.12.2020
SOPHIE GUIGNARD
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In der Sommersession 2021 behandelte der Ständerat ein Postulat Carobbio Guscetti
(sp, TI), das den Bundesrat zum Aufzeigen von Massnahmen aufforderte, die nötig sind,
um Menschen mit einer geistigen Behinderung eine umfassende politische Teilhabe zu
ermöglichen. In ihrer Begründung verwies die Postulantin auf die 2014 von der Schweiz
ratifizierte Behindertenrechtskonvention der UNO, die die Vertragsstaaten verpflichtet,
Hindernisse für Personen mit einer Behinderung abzubauen, damit diese möglichst
gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben können. Artikel 29 der Konvention
garantiert Menschen mit Behinderung auch gleiche politische Rechte, die ihnen durch
EU-Mitgliedstaaten zunehmend auch eingestanden würden, so die Tessiner Ständerätin.
Mit Ausnahme des jüngsten Beispiels des Kantons Genf sind dauerhaft urteilsunfähige
Menschen über 18 Jahre in der Schweiz bis anhin vom Stimm- und Wahlrecht
ausgeschlossen. Im November 2020 hatte Genf in einer Volksabstimmung mit einem Ja-
Anteil von 75 Prozent allen Personen mit Behinderung das Stimm- und Wahlrecht
erteilt. Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, kam der
Ständerat diesem Antrag nach. 29

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
MARLÈNE GERBER

Ein Jahr nachdem der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats Maret (mitte, VS) seinen
Bericht zur Frage der Erwerbsausfallentschädigung für Eltern und Angehörige von
Erwachsenen mit einer Behinderung vorgelegt hatte, schrieb der Ständerat das
Postulat im Rahmen der Beratung des Berichts über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2021 als erfüllt ab. 30

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
MARLÈNE GERBER
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